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S t i f tu n g s u r k u n d e 

 

der Pensionskasse PERKOS, Pensionskasse Evangelisch-Reformierter Kirchen der 

Ostschweiz mit Sitz in St. Gallen 

 

 

 

Artikel 1 Name und Sitz 

Die Evangelisch-Reformierte Kirche des Kantons St. Gallen (nachstehend «Stifte-

rin» genannt) errichtete am 30. November 1984 unter dem Namen «Pensionskasse 

PERKOS, Pensionskasse Evangelisch-Reformierter Kirchen der Ostschweiz» 

(nachfolgend «Stiftung» genannt) eine Stiftung im Sinne von Art. 80ff. des 

Schweizerischen Zivilgesetzbuches (ZGB) und Art. 48 Abs. 2 des Bundesgesetzes 

über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (BVG) mit Sitz 

in St. Gallen. 

 

Die Stiftungsrat kann den Sitz mit Zustimmung der zuständigen Aufsichtsbehörde 

an einen anderen Ort in der Schweiz verlegen. 

 

 

Artikel 2 Zweck 

Die Stiftung bezweckt die berufliche Vorsorge im Rahmen des BVG und seiner 

Ausführungsbestimmungen für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der Stif-

terin und ihrer Kirchgemeinden sowie weiterer Evangelisch-Reformierter Kanto-

nalkirchen und deren Kirchgemeinden, die sich der Stiftung anschliessen wollen 

sowie für deren Angehörige und Hinterlassenen gegen die wirtschaftlichen Folgen 

von Alter, Tod und Invalidität. Der Anschluss einer Kantonalkirche und deren 

Kirchgemeinden erfolgt aufgrund einer Verordnung oder einer schriftlichen An-

schlussvereinbarung, die der Aufsichtsbehörde zur Kenntnis zu bringen ist. 

 

Zur Erreichung ihres Zweckes kann die Stiftung Versicherungsverträge abschlies-

sen oder in bestehende Verträge eintreten, wobei sie selbst Versicherungsnehme-

rin und Begünstigte sein muss. 

 

Die Stiftung kann über die gesetzlichen Mindestleistungen hinaus weitergehende 

Vorsorge betreiben. 
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Artikel 3 Vermögen 

Die Stifterin widmet der Stiftung ein Anfangsvermögen von CHF 1’000.00. 

 

Das Stiftungsvermögen wird geäufnet durch reglementarische Arbeitgeber- und 

Arbeitnehmerbeiträge, freiwillige Zuwendungen der Stifterfirma und Dritter sowie 

durch allfällige Überschüsse aus Versicherungsverträgen und durch die Erträgnisse 

des Stiftungsvermögens. 

 

Aus dem Stiftungsvermögen dürfen ausser zu Vorsorgezwecken keine Leistun-

gen entrichtet werden, zu denen die Stifterfirma rechtlich verpflichtet ist oder 

die sie als Entgelt für geleistete Dienste üblicherweise entrichtet (z.B. Teue-

rungs-, Familien- und Kinderzulagen, Gratifikationen etc.). Das Stiftungsver-

mögen ist unter Beachtung der bundesrechtlichen Anlagevorschriften (Art. 71 

BVG, Art. 49ff BVV 2) nach anerkannten Grundsätzen zu verwalten. 

 

Arbeitgeberbeiträge können aus Mitteln der Stiftung erbracht werden, wenn von 

dieser vorgängig Beitragsreserven geäufnet und diese gesondert ausgewiesen 

worden sind (Art. 331 OR). 

 

 

Artikel 4 Stiftungsrat 

Oberstes Organ der Stiftung ist der Stiftungsrat. Jede der angeschlossenen Kan-

tonalkirchen entsendet zwei Mitglieder in den Stiftungsrat, wobei ein Mitglied 

Vertreter der Arbeitgeber und ein Mitglied Vertreter der Versicherten ist. 

 

Der Stiftungsrat konstituiert sich selbst. Er vertritt die Stiftung nach aussen, be-

zeichnet diejenigen Personen, welche die Stiftung rechtsverbindlich vertreten und 

ordnet die genaue Art und Weise der Zeichnung. Der Stiftungsrat leitet die Stiftung 

nach den Vorschriften des Gesetzes, den Bestimmungen von Stiftungsurkunde und 

Reglement und den Weisungen der Aufsichtsbehörde. 

 

Die Amtsdauer des Stiftungsrates beträgt vier Jahre. 

 

Der Stiftungsrat erlässt im Rahmen dieser Urkunde die gesetzlich vorgegebenen 

Reglemente. Er legt darin das Verhältnis zu den Arbeitgebern, zu den Versicherten 

und zu den Anspruchsberechtigten fest. Das Vorsorgereglement bedarf der Ge-

nehmigung durch die angeschlossenen Kantonalkirchen, sofern Bestimmungen 

über Beiträge und/oder Leistungen betroffen sind. 
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Artikel 5 Kontrollorgane 

Der Stiftungsrat wählt jährlich eine anerkannte Revisionsstelle für die Prüfung der 

Geschäftsführung, des Rechnungswesens und der Vermögensanlage. Die Revisi-

onsstelle erstattet über ihre Prüfungen an die Stiftung einen schriftlichen Bericht. 

 

Der Stiftungsrat wählt zur periodischen Überprüfung der Vorsorgeeinrichtung ei-

nen anerkannten Experten für die berufliche Vorsorge (Art. 52e Abs. 1 und 2 

BVG). 

 

 

Artikel 6  Rechnungsabschluss  

Geschäftsjahr der Stiftung ist das Kalenderjahr. 

 

 

Artikel 7 Änderungen und Aufhebung 

Bei Übergang der Stifterin an eine Rechtsnachfolgerin oder bei Fusion mit einer 

anderen Organisation folgt ihr die Stiftung ohne gegenteiligen Beschluss des Stif-

tungsrates nach. Die Rechte und Pflichten der Stifterin gegenüber der Stiftung ge-

hen auf die Rechtsnachfolgerin über. 

 

Bei Auflösung der Stifterin sowie von angeschlossenen Kantonalkirchen oder ihrer 

Rechtsnachfolger steht eine allfällige Weiterführung unter Vorbehalt der Bestim-

mungen von Art. 53b und 53c BVG. Im Falle einer Weiterführung geht die Befug-

nis, die Mitglieder des Stiftungsrates zu bestimmen, auf diesen selbst über. 

 

Im Falle der Aufhebung der Stiftung ist das Stiftungsvermögen in erster Linie zur 

Sicherstellung der gesetzlichen und reglementarischen Ansprüche der Arbeitneh-

merinnen und Arbeitnehmer zu verwenden. Ein allfällig verbleibender Rest ist im 

Rahmen des Stiftungszweckes zu verwenden. Ein Rückfall des Stiftungsvermö-

gens an die Arbeitgeber sowie eine andere Verwendung als zu Personalvorsorge-

zwecken sind ausgeschlossen. 

 

Die Liquidation wird durch den letzten Stiftungsrat besorgt, der so lange im Amt 

bleibt, bis sie beendet ist. Vorbehalten bleibt eine anderslautende Anordnung in 

der Aufhebungsverfügung der Aufsichtsbehörde. 

 

 

Artikel 8 Änderungsvorbehalt 

Der Stiftungsrat kann die Bestimmungen der Stiftungsurkunde unter Wahrung 

des Stiftungszweckes und mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde ändern. 
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Diese Urkunde ersetzt die Urkunde vom 21. Mai 1984. 

 

 

St. Gallen, 19. September 2024 Für den Stiftungsrat: 

Thomas Gugger, Präsident 

Harald Ratheiser, Vizepräsident 

 

 


